 Parteienbefragung zum Thema Hundehaltung und Hundegesetz in Bremen

Im Auftrag des Vereins der Hundefreunde Bremen und Umgebung e. V. wurde nach dem Vorbild der „Berliner Schnauze“ ein zehn Punkte umfassender Fragenkatalog an die vier großen politischen Parteien in Bremen versandt, in dem sie Stellung nehmen sollten, wie sie mit der Problematik Hundehaltung, Rasselisten und Gesetzesgebung Hunde betreffend umgehen und auch weiterhin umgehen werden. Nicht unerheblich für die Zukunft als Hundehalter in Bremen, dürfte der Ausgang der Bürgerschaftswahl sein, da sich die Meinungen der Parteien in einigen Punkten sehr unterscheiden.

Stellvertretend für die jeweilige Fraktion antworteten uns:

Herr Roland Pahl, Landesgeschäftsführer SPD - Bremen

Herr Torsten Raff, Wissenschaftlicher Mitarbeiter CDU - Bremen

Frau Karoline Linnert, Fraktionsvorsitzende Bündnis 90/ Die Grünen – Bremen

Herr Claus Jäger, Landesvorsitzender FDP – Bremen

1. Werden Sie im Falle eines Wahlsieges das Bremer „Gesetz zum Schutz vor gefährlichen Hunden“ dahingehend revidieren, dass die Gefährlichkeit eines Hundes nicht mehr an der Rasse festgemacht wird, sondern daran, ob einzelne Hundeindividuen auffällig geworden sind? (Streichung der Rasseliste)

SPD:
Wir teilen zwar Ihre Auffassung, dass die Gefährlichkeit eines Hundes ge-
nerell nicht von der Rasse abhängig ist. Zum Zeitpunkt der Verabschie-
dung des Gesetzes zum Schutz vor gefährlichen Hunden musste die Poli-
tik wegen der schwerwiegenden Angriffe von Hunden auf Menschen aber
zügig reagieren; auch um eine weitere Verschlechterung des gesellschaft-
lichen Klimas gegen Hunde und gegen Hundehalter entgegenzuwirken.
Für uns ist es wichtig, das Hundehalter mit einem Wesenstest die indivi-
duelle Ungefährlichkeit eines Hundes nachweisen können, um sie von
Restriktionen des Gesetzes zu befreien. Eine Änderung des Gesetzes hal-
ten wir zur Zeit jedoch für nicht mehrheitsfähig.

CDU:

Obwohl die Gefährlichkeit von Hunden sicherlich nicht allein an der Rassezugehörigkeit festgemacht werden kann, stellt die Rasse einen möglichen Anhaltspunkt dar. Diese Liste ermöglicht es, potentiell aggressive Hunde frühzeitig zu erkennen und die entsprechenden Maßnahmen zu treffen. Die so genannte „Rasseliste“ ist erheblich gekürzt worden. Statt der ursprünglich elf Rassen werden nunmehr unter der Berücksichtigung der Bundesregelung über die Einfuhr gefährlicher Hunde nur noch wenige Rassen aufgeführt. Insofern hat Bremen – gemessen an der ursprünglichen Bremer Regelung sowie den Regelungen anderer Bundesländer – ein auf die Bedürfnisse der Hundehalter abgestimmtes Gesetz erlassen. Wir werden die weitere Entwicklung aufmerksam beobachten und neuere Erkenntnisse zum Anlass nehmen, die in der Liste genannten Hunde zu überprüfen.

Bündnis 90/Die Grünen:

Genau wie Sie und Fachleute auf diesem Gebiet halten wir die Beurteilung der Gefährlichkeit eines Hundes allein oder maßgeblich am Merkmal seiner Rasse für den falschen Anknüpfungspunkt. Das Bremer „Gesetz zum Schutz vor gefährlichen Hunden“ ist bereits durch das Engagement des Tierschutzbeirates revidiert worden.

Die Rasse-Liste enthält inzwischen statt zehn nur noch vier Rasse, die als gefährlich eingestuft werden.

Neben der realistischen Erwartung, das die Rechtsprechung die politische Entscheidungen zum Phänomen Kampfhund relativieren wird, würden wir im Falle eines Wahlsieges das o. a. Gesetz auf den Prüfstand bringen und ggf. ändern oder aufheben.
FDP:

Die FDP-Bremen ist gegen das "Gesetz zum Schutz vor gefährlichen Hunden" in der derzeit bestehenden Form. Wir haben deshalb schon im Jahre 2001, als eine große Hysterie gegen verschiedene Rassehunde ausbrach, einen vernünftigen Gesetzentwurf für Bremen vorgelegt, in dem selbstverständlich keine Rasseliste enthalten ist. Die Bremer Liberalen sind mit der überwiegenden Mehrheit der Fachleute davon überzeugt, dass die Gefährlichkeit von Hunden nicht über eine Rassezugehörigkeit definiert werden kann. Insofern ist eine Rasseliste völlig unsinnig; sie ist zudem Ausdruck von mangelnder Sachkenntnis, wie sie leider auch vom damaligen Bremer Innensenator unter Beweis gestellt worden ist.

Aggressivität von Hunden wird in den meisten Fällen von inkompetenten Haltern anerzogen - häufig sogar durch unwürdige Misshandlungen der Tiere.

Wir treten in unserem Gesetzesentwurf deshalb für eine Sachkundeprüfung / Hundeführerschein des Halters und eine Individualprüfung / Wesenstest von Hunden ein.
2. Werden Sie im Falle einer Regierungsbeteiligung die Hundesteuer abschaffen oder minimieren z. B. durch Einführung eines Bonussystem für ausgebildete Hunde?

SPD:
Die SPD wird sich nicht für die Abschaffung der Hundesteuer einsetzen.
Wir bedauern aber, dass eine zweckgebundene Verwendung der Steuern
(z.B. zum Aufstellen von Tierkotbehältern) rechtlich ausgeschlossen ist.

CDU:

Konkrete Pläne, die Hundesteuer abzuschaffen und durch ein anderes Besteuerungssystem bzw. ein Bonussystem zu ersetzen, bestehen derzeit nicht. Die Einführung eines Bonussystems für ausgebildete Hunde – auch als Surrogat für die Hundesteuer – lehnen wir nicht grundsätzlich ab. Ein solches System müsste aber im Vergleich zu der bestehenden Hundesteuer kosten- und einnahmeneutral sein.

Bündnis 90/Die Grünen:

Im Falle eines Wahlsieges steht bei uns an oberster Stelle der „Kassensturz des Bremer Haushalts“ – in diesem Zusammenhang werden wir auch die Angemessenheit der Hundesteuer überprüfen.

FDP:

Ja. Es ist nicht hinzunehmen, dass die Hundesteuer im angrenzenden niedersächsischen Umland weit unter der Hundesteuer in Bremen liegt. Die Hundesteuer muss, wenn sie erhoben wird, bedarfsgerecht eingesetzt werden, um bei den Hundehaltern auf Verständnis zu stoßen. Entsprechend müssen für die eingenommene Hundesteuer flächendeckend in den Bremer Wohngebieten Hundekotmülleimer eingeführt werden, wie sie in anderen Ländern üblich sind.

3. Sind Sie der Meinung, dass die Freiheit einen Hund zu halten, ein schützendes Persönlichkeitsrecht ist? Wenn ja werden Sie es im Falle einer Regierungsbeteiligung durch gesetzliche Diskriminierungsverbote schützen? (Beförderungsverbote, Haltungsverbot in Mehrfamilienhäusern etc.)

SPD:
Die Freiheit, Tiere zu halten, ist für uns selbstverständlicher Teil des
grundgesetzlich geschützten Persönlichkeitsrechts. Eine Debatte um ge-
setzliche Diskriminierungsverbote halten wir zur Zeit nicht für opportun.
Wir glauben im Gegenteil, dass sie kontraproduktive Wirkungen haben
könnte.

CDU:

Das Grundgesetz schützt beide Seiten: Die Hundehalter sowie Personen, die keine Hunde halten. Aus gegebenem Anlass haben wir in der vergangenen Legislaturperiode ein Gesetz über die Haltung gefährlicher Hunde beschlossen. Dabei sind – wie bereits in Frage 1 erläutert – die Interessen beider Seiten ausgewogen berücksichtigt worden. Darüber hinausgehende Gesetze, Richtlinien und Verbote, die in die Persönlichkeitsrechte der Bürger eingreifen, sollen nicht erlassen werden. 

Bündnis 90/Die Grünen:

Tiere zu halten, ist vom allgemeinen Persönlichkeitsrecht im GG umfasst; die Freiheit, Hunde gewerbsmäßig zu züchten, kann im Einzelfall einer Prüfung des rechts auf Berufsausübung unterfallen (Art. 12 GG). Für einen weitergehenden Schutz sehen wir keinen Handlungsbedarf.

FDP:

Grundsätzlich sollte das Halten von Hunden möglich sein - vorausgesetzt , dass nicht andere Gründe dem entgegenstehen. "Das Recht auf einen Hund" gibt es nicht. Hauseigentümer können das Halten von Haustieren z.B. untersagen. Dies ist im allgemeinen vor dem Bezug einer Wohnung dem Mieter bekannt. Er kann seine Mietentscheidung entsprechend darauf einstellen. Zudem gibt es gesundheitliche Gründe, die gegen das Halten von Tieren / Hunden stehen können. Nicht zuletzt muss unser aller Verhalten in der Gesellschaft von gegenseitiger Rücksichtnahme und Eigenverantwortung geprägt sein.

4. Welche Maßnahmen werden Sie im Falle einer Regierungsbeteiligung ergreifen, um den Missbrauch von Hunden durch unseriöse Züchter/Vermehrer/Händler/ Halter einzudämmen?

SPD:
Wir vertreten die Ansicht, dass die Rechtslage durch kürzliche Änderun-
gen deutliche Verbesserungen erfahren hat. Verbesserungsbedürftig er-
scheint uns jedoch die konkrete behördliche Kontrolle der tiergerechten
Behandlung von Hunden.

CDU:

Insbesondere in den Bereichen der Zucht und der Ausstellung muss auf eine verstärkte Kontrolle hingewirkt werden, weil gerade in diesen beiden Bereichen vermehrt Verstöße auftreten. Gegebenenfalls ist an die Weiterentwicklung der entsprechenden Vorschriften zu denken. Zudem steht die CDU auch der Idee eines so genannten „Hundeführerscheins“ nicht ablehnend gegenüber.

Bündnis 90/Die Grünen:

Der von Ihnen angesprochene Missbrauch von Hunden durch Züchter u. ä. kann nur bundesgesetzlich geregelt werden. Die grüne Verbraucher- und Tierschutzministerin Renate Künast setzt sich für ein „Heimtierzuchtgesetz“ ein, um die von Ihnen kritisierten Missstände zu beheben.

FDP:

Die Bundes FDP arbeitet mit Experten an einem Entwurf für ein Heimtierzuchtgesetz. Sollte das Gesetz auf Bundesebene nicht durchsetzbar sein, werden wir versuchen landesspezifische Regelungen in Bremen durchzusetzen. Wir werden uns mit diesen Reglungen auch gegen Massenzuchten und Zwingeranlagen einsetzen.

5. Sind Sie für eine Empfehlung an die Länder, den Hund als wichtiges Kulturgut der Menschheit wesentlich stärker in den Lehrplänen zu berücksichtigen?

SPD:
In Bremen ist die tiergerechte Erziehung Teil der Lehrpläne der Schulen.
Hier sind Hunde selbstverständlich ausdrücklich mit einbezogen.

CDU:

Der Grundstein zu einem verantwortungsvollen Umgang mit Tieren wird bereits im Kindesalter gelegt. Aus diesem Grund ist es wichtig, dass Kinder nicht nur in der eigenen Familie, sondern auch in der Schule den Umgang mit Tieren lernen und frühzeitig für das Thema Tierschutz sensibilisiert werden. Im Rahmen der entsprechenden Unterrichtsfächer (Sachkundeunterricht, Biologie) kann dabei dem Hund eine besondere Bedeutung beigemessen werden. 

Gerade in Großstädten haben Kinder, die ohne Heimtier aufwachsen, häufig nur über die Medien Kontakt zu Tieren. Aus diesem Grund sollte man den Kindern innerhalb der Schule mehr Möglichkeiten geben, Tiere nicht nur über die Schulbücher kennen zu lernen (z. B. gemeinsame Besuche der Schulklasse im örtlichen Tierheim etc.). Entsprechende Projekte sind in der Zukunft zu fördern.

Bündnis 90/Die Grünen:

Nein

FDP:

Wir sind der Auffassung, dass es nicht einer Empfehlung der Bundesregierung an die Länder bedarf. Bremen kann hier eine Vorreiterrolle spielen und die Tierkunde in den Lehrplan für die Grundschulen aufnehmen. Der direkte Umgang mit Tieren ist besonders für Kinder von unschätzbarem Wert. Soziales Verhalten, gegenseitige Rücksichtnahme, Vertrauen - diese und viele weitere positive Eigenschaften lassen sich im Miteinander von Mensch und Tier erlernen. Eltern und Erwachsenen haben hier eine wichtige Vorbildfunktion. Wir sind der Überzeugung, das schon in der Grundschule die Verhaltenskunde von Tieren gelehrt werden kann. Erziehung beginnt aber schon in der Familie – deshalb ist es wichtig, dass auch in dieser Frage in der Familie der Grundstein für ein kameradschaftliches Miteinander von Mensch und Tier gelegt wird.

6. Haben Sie in Zukunft vor, grundsätzlich vor dem Erlass von Tieren betreffenden Gesetzen anstatt auf Ideologie auf Fachkompetenz diesbezüglicher Experten zurückzugreifen und die Gesetzgebung nach deren Urteilen zu gestalten?

SPD:
Vor der Verabschiedung von Gesetzen beziehen wir in -und externe
Fachkompetenz im Rahmen unserer Möglichkeiten stets mit ein. Die Mit-
glieder der Bremischen Bürgerschaft müssen aber - auch vor dem Hinter-
grund oftmals divergierender Expertenansichten - eine Rechtgüterabwä-
gung vornehmen und zu einer eigenverantwortlichen Entscheidung über
alle Gesetzesvorhaben kommen.

CDU:

Alle Gesetze, auch diejenigen Regelungen, die Tiere betreffen, werden sowohl unter Beteiligung der Fachleute aus den entsprechenden Fachressorts als auch unter Einbeziehung unabhängiger externer Experten und Wissenschaftler verabschiedet.

Bündnis 90/Die Grünen:

Ja,

 s. hierzu auch Antwort zu Frage 1.
FDP:

Ja - den Expertenrat hätten wir uns schon vor Verabschiedung des bereits erwähnten "Gesetzes zum Schutz vor gefährlichen Hunden" gewünscht. Ein vernünftiges, von Experten entwickeltes Gesetz, hätte einigen Hunden in Bremen ein artwidriges teilweise unwürdiges dahinvegetieren erspart.

7. Werden Sie das Tierschutzgesetz dahingehend ändern, dass grundsätzlich nicht mehr an der Rasse eines Hundes darüber entscheidet, ob eine Qualzucht vorliegt, sondern die tatsächliche Befindlichkeit der Zuchtlinie?

SPD:
Das Tierschutzgesetz ist Gegenstand bundesgesetzlicher Regelungskom-
petenz. Bei der Bürgerschaftswahl am 25. Mai wird über die Zusammen-
setzung der Bürgerschaft entschieden, die keinen direkten Einfluss auf die
Bundesgesetzgebung hat. Gleichwohl gibt es unserer Ansicht nach positi-
ve Indikatoren für die Vermeidung von Qualzucht: So z.B. einwandfreie
gesundheitliche Bedingungen der Zucht. Zuchtrichtlinien, die die Gesund-
heit von Hunden dauerhaft beeinträchtigen, werden von uns nicht unter-
stützt.

CDU:

Siehe unsere Antwort zu Frage 1

Bündnis 90/Die Grünen:

Hierbei handelt es sich um eine Bundesangelegenheit. Es gilt das zu Frage 4 Gesagte.

FDP:

Die Frage, ob eine Qualzucht vorliegt, kann nicht die Politik entscheiden. Hierfür fehlt den Politikern eindeutig der erforderliche Sachverstand. Ob eine Qualzucht vorliegt, kann im Einzelfall ausschließlich von Tierärzten und anderen Sachverständigen  beurteilt werden. Grundsätzlich sind wir gegen jede Rasseliste, gleichgültig ob es sich um "gefährliche Hunde" oder "Qualzüchtungen" handelt.

8. Haben Sie vor, einen Tierschutzbeauftragten zu ernennen, der u.a. auch die Belange der Hundehalter in der Regierungsarbeit vertritt?

SPD:
Die Einsetzung eines Tierschutzbeauftragten wird von uns nicht ange-
strebt. Wir glauben aus grundsätzlichen Erwägungen nicht, dass es sinn-
voll ist, weitere Beauftragte in Bremen einzusetzen. Darüber hinaus sind in
vielen Bereichen Kommissionen (u.a. bei der Gesundheitssenatorin) und
Personen aktiv mit Fragen des Tierschutzes betraut. Vor allem die SPD-
Bürgerschaftsfraktion verfügt über sehr engagierte Mitglieder, die dem
Tierschutz ihre besondere Aufmerksamkeit widmen, so dass uns auch aus
diesem Grunde eine weitere institutionalisierte Form des Tierschutzes in
Form eines Tierschutzbeauftragten verzichtbar erscheint.

CDU:

Die Erfahrungen mit der Schaffung zusätzlicher Beauftragter – insbesondere auch in anderen Bundesländern – machen deutlich, dass dies nicht nur Vorteile für die jeweilige Zielgruppe bringt. Die Einführung eines Tierschutzbeauftragten würde – im Gegenteil – zu einer Zunahme der Bürokratie führen. 

Bündnis 90/Die Grünen:

Nein, weil in Bremen der Tierschutzbeirat u. M. nach erfolgreich arbeitet und dessen Vorsitzender bereits die Funktion eines „obersten Tierschützers“ ausfüllt. In diesem Beirat tragen mehrere Schultern die Verantwortung; wie ziehen dieses Modell einem einzelnen Beauftragten vor.

FDP:

Tierschutz ist Sache der Innenpolitik. Man sollte das Problem des Tierschutzes nicht auf einen einzigen Tierschutzbeauftragten abwälzen. Wir sind der Auffassung, dass sich das zuständige Ressort von Experten in Sachen Tierschutz beraten lassen muss. Es geht uns darum, dass tatsächlich etwas für die Rechte der Tiere getan wird, dafür müssen sich alle Verantwortlichen und nicht nur einzelne Personen einsetzen. Häufig werden solche Beauftragte lediglich eingesetzt, um die Gemüter zu beruhigen, haben tatsächlich aber keinerlei Eingriffsrechte. Solche Alibi-Ämter wollen wir nicht vergeben.

9. Werden Sie bei einer Regierungsbeteiligung Hundeauslaufgebiete einrichten, um eine artgerechte Tierhaltung zu ermöglichen?

SPD:
Wir unterstützen ausdrücklich Initiativen zur Schaffung von Hundeauslauf-
gebieten, da damit ein wichtiger Beitrag zur Tiergesundheit und zu einem
harmonischen Miteinander von Menschen und Tieren in der Stadt geleistet
werden kann.

CDU:

Auch in einer Großstadt wie Bremen muss die artgerechte Haltung von Hunden ermöglicht werden. Um Hunden eine angemessene Befriedigung ihrer Bedürfnisse nach uneingeschränkter Bewegung zu ermöglichen, steht die Bremer CDU der Einrichtung von Hundesauslaufgebieten grundsätzlich positiv gegenüber. Wichtig ist jedoch, dass es im Fall der Bereitstellung und Ausweisung von Hundeauslaufgebieten möglichst nicht zu grundlegenden Interessenkollisionen mit Bürgern, die keine Hunde halten, kommt.

Bündnis 90/Die Grünen:

s. Antworten zu fragen 4 und 7; der Gedanke findet Berücksichtigung.

FDP:

Auf jeden Fall. Für die artgerechte Haltung von Hunden ist es unverzichtbar, dass sie Möglichkeiten haben, sich ohne Leine zu bewegen und frei mit Artgenossen zu kommunizieren. Nur so können die Hunde soziale Verhaltensweisen erlernen. Hunde, die ständig an der Leine gehalten und so von ihren Artgenossen isoliert werden, sind viel eher gefährdet, zu Beißern zu werden. Die FDP setzt sich daher dafür ein, dass Gebiete wie z.B. die Uni-Wildnis, in denen es heute noch gestattet ist, Hunde frei laufen zu lassen, erhalten bleiben. Darüber hinaus werden wir uns dafür einsetzen, dass neue Hundeauslaufgebiete ausgewiesen werden. Was in vielen anderen Großstädten schon Selbstverständlichkeit ist, steht auch Bremen gut zu Gesicht.

10. Werden Sie dafür Sorge tragen, dass Verstöße gegen das Tierschutzgesetz in Zukunft tatsächlich geahndet und auch mit Tierhaltungsverbot bis hin zu Freiheitsstrafen konsequent bestraft werden?

SPD:
Wir fordern nachdrücklich die konsequente Ahndung von Verstößen ge-
gen das Tierschutzgesetz, Dabei handelt es sich unserer festen Überzeu-
gung nach keinesfalls um Bagatelldelikte. Die in Tierquälereien zum Aus-
druck kommende Haltung ist über das Delikt hinaus besorgniserregend.

CDU:

Die CDU setzt sich dafür ein, dass das Tierschutzgesetz konsequent angewendet wird und Verstöße dementsprechend geahndet werden.

Bündnis 90/Die Grünen:

Wir werden und dafür einsetzen, dass als richtig anerkannte Verbote in ihrer Durchsetzung auch erfolgreich sind. Andernfalls wiegen sich die Täter in Sicherheit und Verstöße gelten schnell als „Kavaliersdelikte“. Von diesem Bestreben sind wir zugunsten aller Geschöpfe erfüllt, nicht nur und spezieller auf Hund bezogen als auf Kinder, Frauen und Männer.

FDP:

Ja. Ein Gesetz ist immer nur so gut, wie seine Durchsetzung. Nur dann entfaltet es die erforderliche Abschreckungs- und Schutzfunktion. Da Tiere sich nicht selbst helfen können, ist es Aufgabe des Menschen, sie zu schützen. Möglichkeiten hierzu sind durch das Tierschutzgesetz in ausreichendem Maße gegeben. Woran es oftmals aber hapert, ist die konsequente Umsetzung, für die wir uns einsetzen.

